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Verordnung über die Ausbildung 
und Prüfung am Studienkolleg 

(Brandenburgische Studienkolleg­
verordnung - BbgStkV) 

Vom 12. März 2002 

Auf Grund des § 26 Abs. 2 des Brandenburgischen Hochschul­
gesetzes vom 20. Mai 1999 (GVBl. I S. 130) verordnet die 
Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur im Einver­
nehmen mit dem Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

Inhaltsverzeichnis 

Abschnitt 1 Allgemeines 

§ 1 Aufgaben des Studienkollegs 
§ 2 Rechtsstellung der Studierenden am Studienkolleg 
§ 3 Dauer und Abschluss der Ausbildung 
§ 4 Ermittlung der jährlichen Aufnahmekapazität 
§ 5 Wechsel des Studienkollegs 
§ 6 Bewerbung für das Studienkolleg 
§ 7 Aufnahmetest 
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§ 9 Studienorganisation 
§ 10 Lehrinhalte und Prüfungen 

Abschnitt 2 Allgemeine Prüfungsbestimmungen 

§ 11 Prüfungsausschuss 
§ 12 Fachausschuss 
§ 13 Schriftliche Prüfung 
§ 14 Mündliche Prüfung 
§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen 
§ 16 Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 
§ 17 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 18 Leistungsbewertung während der Ausbildung 

Abschnitt 3 Feststellungsprüfung 
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§ 20 Umfang der Feststellungsprüfung 
§ 21 Meldung und Zulassung zur Feststellungsprüfung 
§ 22 Zulassung zur mündlichen Prüfung 
§ 23 Feststelllung der Prüfungsergebnisse, Zeugnis 
§ 24 Ergänzungsprüfung 

Abschnitt 4 Anerkennungsprüfung 

§ 25 Antrag auf Zulassung zur Anerkennungsprüfung 
§ 26 Umfang der Anerkennungsprüfung 
§ 27 Feststellung des Prüfungsergebnisses, Zeugnis 

Abschnitt 5 Schlussbestimmungen 

§ 28 Folgeänderung 
§ 29 Übergangsbestimmung 
§ 30 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Anlage 1: Stundentafeln der Schwerpunktkurse 
Anlage 2: Muster des Zeugnisses über die Feststellungs­

prüfung 
Anlage 3: Muster des Zeugnisses über die Ergänzungs­

prüfung 
Anlage 4: Muster des Zeugnisses über die Anerkennungs­

prüfung 
Anlage 5: Zuordnung der Studiengänge zu den Schwer­

punktkursen 

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 
Aufgaben des Studienkollegs 

(1) Das Studienkolleg hat die Aufgabe, ausländischen und staa­
tenlosen Studienbewerberinnen und Studienbewerbern mit ei­
ner außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland erworbenen Hochschulzugangs­
berechtigung, die nicht unmittelbar zur Aufnahme eines Studi­
ums an einer deutschen Hochschule berechtigt, diejenigen zu­
sätzlichen sprachlichen und fachlichen Voraussetzungen zu 
vermitteln, die für die Aufnahme des Hochschulstudiums er­
forderlich sind. 

(2) Deutsche Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit 
ausländischen Bildungsnachweisen, die nicht unmittelbar zur 
Aufnahme eines Studiums an einer deutschen Hochschule be­
rechtigen, können extern eine Prüfung zur Anerkennung dieser 
Bildungsnachweise als Hochschulzugangsberechtigung am 
Studienkolleg ablegen (Anerkennungsprüfung). 

(3) Absolventinnen und Absolventen des Studienkollegs, die 
die Feststellungsprüfung bestanden haben, aber das Studium in 
einem Studiengang aufnehmen wollen, der nicht dem belegten 
Schwerpunktkurs entspricht, können auf Antrag am Stu­
dienkolleg eine Ergänzungsprüfung ablegen. 

(4) Im Rahmen der personellen und organisatorischen Mög­
lichkeiten soll bereits immatrikulierten ausländischen und staa­
tenlosen Studierenden, deren Bildungsnachweise als Hoch­
schulzugangsberechtigung anerkannt sind, die aber eine 
gezielte sprachliche und fachliche Förderung wünschen, die 
Möglichkeit einer freiwilligen Teilnahme am Unterricht im 
Studienkolleg eingeräumt werden. 

§ 2 
Rechtsstellung der Studierenden am Studienkolleg 

(1) Die zugelassenen Studienbewerberinnen und Studienbe­
werber werden für die Dauer der Ausbildung an der Universität 
Potsdam befristet immatrikuliert. Sie gehören als Studierende 
keiner Fakultät an. 

(2) Die am Studienkolleg verbrachte Zeit wird nicht auf das 
Fachstudium angerechnet. 
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§ 3 
Dauer und Abschluss der Ausbildung 

(1) Die Dauer der Ausbildung am Studienkolleg umfasst in der 
Regel zwei Semester. Sie kann in begründeten Fällen um 
höchstens zwei Semester verlängert oder auf ein Semester ver­
kürzt werden. 

(2) Jedes Semester kann höchstens einmal wiederholt werden. 

(3) Der Ausbildung am Studienkolleg kann ein Deutsch-Vor-
kurs vorangestellt werden, der ein Semester umfasst. 

(4) Die Ausbildung am Studienkolleg wird mit der Feststel­
lungsprüfung abgeschlossen. Diese Prüfung kann auch extern 
ohne den vorherigen Besuch des Studienkollegs abgelegt wer­
den. 

§ 4 
Ermittlung der jährlichen Aufnahmekapazität 

Für die Ermittlung der jährlichen Aufnahmekapazität gilt § 27 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 des Brandenburgischen 
Hochschulgesetzes sinngemäß. 

§ 5 
Wechsel des Studienkollegs 

(1) Ein Wechsel von einem Studienkolleg zu einem anderen ist 
in der Regel nicht möglich. 

(2) In Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden Kapa­
zitäten können in begründeten Fällen Studierende aus anderen 
Studienkollegs aufgenommen werden, wenn 

1.	 die ordnungsgemäße Exmatrikulation an der vorherigen 
Einrichtung und eine Bewerbung an einer Brandenburger 
Hochschule erfolgte, 

2.	 alle bis zum Zeitpunkt des Wechsels zu erbringenden Leis­
tungsnachweise vorliegen, 

3.	 eine schriftliche Begründung für den Wechsel vorliegt. 

§ 6 
Bewerbung für das Studienkolleg 

(1) Ausländische und staatenlose Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber, die im Ausland eine Studienberechtigung er­
worben haben und ein Studium an einer Hochschule im Land 
Brandenburg aufnehmen wollen, richten ihre Studienbewer­
bung an die gewählte Hochschule. Die Bewertung der Studien­
berechtigung auf der Grundlage der Bewertungsvorschläge der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen/Sekretariat der 
Kultusministerkonferenz erfolgt durch die Hochschulen. 

(2) Mit dem Bescheid über die Erforderlichkeit des Besuchs 
des Studienkollegs versendet die Bewerberhochschule die Ein­
ladung zum Aufnahmetest, die die Fächer sowie Ort und Zeit 
des Aufnahmetests ausweist. 

(3) Die Hochschule, an der die Studienbewerbung vorliegt, 
übergibt eine Namensliste der Bewerber für den Aufnahmetest 
bis spätestens fünf Werktage vor dem Aufnahmetest an das 
Studienkolleg der Universität Potsdam. In den Fällen des § 8 
Abs. 3 Satz 1 übergibt sie innerhalb von drei Werktagen nach 
Eingang der Zulassungsentscheidung die Originalbewerbungs­
unterlagen an das Akademische Auslandsamt der Universität 
Potsdam. 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in das Studienkolleg be­
steht nicht. 

§ 7 
Aufnahmetest 

(1) Vor der Aufnahme in das Studienkolleg haben die Stu­
dienbewerberinnen und Studienbewerber einen Aufnahmetest 
am Studienkolleg an der Universität Potsdam abzulegen. 

(2) Gegenstand des Aufnahmetests ist der Nachweis von 
Kenntnissen und Fertigkeiten in der deutschen Sprache, die die 
Gewähr bieten, dass eine erfolgreiche Teilnahme an den Lehr­
veranstaltungen des Studienkollegs möglich ist. Aus dem Ka­
non der Pflichtfächer des jeweiligen Schwerpunktkurses kön­
nen weitere Fächer als Gegenstand des Aufnahmetests benannt 
werden. 

(3) Vom Aufnahmetest in Deutsch als Fremdsprache ist befreit, 
wer einen der folgenden Nachweise vorlegt: 

1.	 Deutsches Sprachdiplom der Kultusministerkonferenz ­
Zweite Stufe, 

2.	 Großes oder Kleines Deutsches Sprachdiplom des Goethe-
Institutes, 

3.	 Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang auslän­
discher Studienbewerber (DSH), 

4.	 Zentrale Oberstufenprüfung (ZOP) des Goethe-Institutes, 

5.	 Test Deutsch als Fremdsprache für Studienbewerber 
(TESTDAF). 

§ 8 
Auswahlverfahren 

(1) Über die Zulassung zum Studienkolleg entscheidet die 
Leiterin oder der Leiter des Studienkollegs in der Reihenfolge 
der Ergebnisse des Aufnahmetests im Rahmen der zur Verfü­
gung stehenden Aufnahmekapazität. Werden Studienplätze am 
Studienkolleg nicht angenommen, werden diese Plätze durch 
Nachrückverfahren  nach zwei Wochen besetzt. Über die Zu­
lassung erhalten die Bewerberinnen und Bewerber einen 
schriftlichen Bescheid. 

(2) Studierende des Studienkollegs  der Universität Potsdam, 
die das Semester zu wiederholen haben, sind vorab zu 
berücksichtigen. 
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(3) Die Leiterin oder der Leiter des Studienkollegs informiert 
schriftlich die Akademischen Auslandsämter der Hochschulen 
über die Zulassungsentscheidung. Auf Grund des Zulassungs­
bescheides erfolgt die Immatrikulation für das Studienkolleg 
an der Universität Potsdam. 

§ 9 
Studienorganisation 

(1) Der Unterricht erfolgt in Schwerpunktkursen in Abhängig­
keit vom gewählten Studiengang gemäß den Stundentafeln in 
Anlage 1. Über die Einrichtung der Schwerpunktkurse ent­
scheidet die Leiterin oder der Leiter des Studienkollegs auf der 
Grundlage der personellen und räumlichen Kapazitäten sowie 
in Abhängigkeit von den Studieninteressen der Bewerberinnen 
und Bewerber. 

(2) Die Pflichtfächer der Schwerpunktkurse können durch wei­
tere Fächer (Zusatzfächer) ergänzt werden. Der Unterricht in 
den Pflicht- und Zusatzfächern soll mindestens 28 Wochen­
stunden und höchstens 32 Wochenstunden umfassen. 

(3) Die Teilnehmerzahl je Schwerpunktkurs soll 15 nicht über­
schreiten. 

§ 10 
Lehrinhalte und Prüfungen 

Hinsichtlich der Lehrinhalte und Prüfungen, insbesondere hin­
sichtlich der Prüfungsanforderungen in den schriftlichen 
Prüfungen im Rahmen der Feststellungs-, Ergänzungs- und 
Anerkennungsprüfungen, ist in einem geeigneten Verfahren 
das Einvernehmen mit dem für Schule zuständigen Ministe­
rium zu gewährleisten. 

Abschnitt 2 
Allgemeine Prüfungsbestimmungen 

§ 11 
Prüfungsausschuss 

(1) Dem Prüfungsausschuss gehören an:

1.	 ein vom für Schule zuständigen Ministerium beauftragtes 
Mitglied des für Schule oder des für Hochschule zuständi­
gen Ministeriums oder eines staatlichen Schulamtes als die 
den Vorsitz führende Person, 

2.	 die Leiterin oder der Leiter des Studienkollegs, 

3.	 die Lehrkräfte des Studienkollegs als Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer. 

(2) Mit Zustimmung des für Schule zuständigen Ministeriums
kann der Vorsitz des Prüfungsausschusses der Leiterin oder 
dem Leiter des Studienkollegs übertragen werden. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der 
den Vorsitz führenden Person mindestens die Hälfte der Mit­
glieder des Prüfungsausschusses anwesend ist. Er entscheidet 

mit der Mehrheit der Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. 

(4) Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungstermine fest und 
bestellt die Prüferinnen und Prüfer. 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. 

§ 12 
Fachausschuss 

Für die Durchführung der mündlichen Prüfung in den einzel­
nen Fächern bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus­
schusses Fachausschüsse. Ihnen gehören an: 

1.	 ein Mitglied des Prüfungsausschusses als Vorsitzende oder 
Vorsitzender, 

2.	 die prüfende Lehrkraft, 

3.	 eine weitere fachkundige Lehrkraft, die das Protokoll führt. 

Der Fachausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
anwesend sind. Für die Mitglieder der Fachausschüsse gilt § 11 
Abs. 5. 

§ 13 
Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung dauert je Fach drei Zeitstunden, im 
Fach Deutsch vier Zeitstunden. Umfasst eine schriftliche Prü­
fung auch praktische Teile, kann die Prüfungsdauer um bis zu 
eine Stunde verlängert werden. 

(2) Die Prüfungsaufgaben müssen eindeutig formuliert sein 
und in der vorgesehenen Zeit zu bearbeiten sein. Ihre Bearbei­
tung muss eine selbständige Leistung erfordern und den Kan­
didatinnen und Kandidaten Gelegenheit geben, ihre Kenntnisse 
und Fähigkeiten unter Beweis zu stellen. 

(3) Die Prüfungsaufgaben können als Komplexaufgabe, die auf 
einen thematischen Zusammenhang abzielt, oder in Form meh­
rerer thematisch unabhängiger Aufgaben gestellt werden. 

(4) Über die schriftliche Prüfung ist ein Protokoll anzufertigen, 
das von den Aufsicht Führenden zu unterzeichnen ist. In ihm 
sind Prüfungstag, Prüfungszeit, die Namen der Prüfungsteil­
nehmerinnen und Prüfungsteilnehmer sowie der Aufsicht Füh­
renden, der Abgabezeitpunkt der Arbeiten und besondere Vor­
kommnisse festzuhalten. 

§ 14 
Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung ist vor dem Fachausschuss abzule­
gen. Die Prüfungsaufgabe wird in schriftlicher Form gestellt. 
Die Vorbereitungszeit beträgt in der Regel 30 Minuten. Die 
Dauer der mündlichen Prüfung beträgt höchstens 20 Minuten. 

(2) Über die mündliche Prüfung ist ein Protokoll anzufertigen, 
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das die Zusammensetzung des Fachausschusses, die Prüfungs­
aufgabe, die Dauer und den wesentlichen Verlauf der Prüfung 
sowie das Prüfungsergebnis beinhaltet. Das Protokoll ist von 
den Mitgliedern des Fachausschusses zu unterzeichnen. 

§ 15 
Bewertung der Prüfungsleistungen 

(1) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende 
Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut	 für Leistungen, die den Anforderungen in 
besonderem Maße entsprechen, 

2 = gut	 für Leistungen, die den Anforderungen voll 
entsprechen, 

3 = befriedigend	 für Leistungen, die den Anforderungen im 
Allgemeinen entsprechen, 

4 = ausreichend	 für Leistungen, die zwar Mängel aufwei­
sen, aber im Ganzen den Anforderungen 
noch entsprechen, 

5 = mangelhaft	 für Leistungen, die den Anforderungen 
nicht entsprechen, die jedoch erkennen las­
sen, dass die notwendigen Grundkennt­
nisse vorhanden sind und die Mängel in ab­
sehbarer Zeit behoben werden können, 

6 = ungenügend	 für Leistungen, die den Anforderungen 
nicht entsprechen und so lückenhafte 
Grundkenntnisse erkennen lassen, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 
werden können. 

Zwischennoten werden nicht erteilt. 

(2) Die Bewertung der Prüfungsleistungen erfolgt nach den 
Kriterien Inhalt und sprachliche Fähigkeiten. 

(3) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten werden von zwei 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses bewertet. Die Note ergibt 
sich aus der übereinstimmenden Bewertung der beiden Prü­
ferinnen und Prüfer. Bei Nichtübereinstimmung ist eine dritte 
fachkundige Lehrkraft mit der Bewertung zu beauftragen. Die 
Note wird dann durch Mehrheitsbeschluss des Prüfungsaus­
schusses festgesetzt. 

(4) Die Leistungen in der mündlichen Prüfung werden durch 
den Fachausschuss bewertet; die Note wird durch Mehrheitsbe­
schluss festgesetzt. 

§ 16 
Wiederholung nicht bestandener Prüfungen 

(1) Hat eine Studierende oder ein Studierender in nur einem
Fach keine mit mindestens „ausreichend“ bewerteten Leistun­
gen erzielt und ist ein Ausgleich gemäß § 23 Abs. 3 nicht mög­

lich, so kann diese Prüfung frühestens nach vier Wochen ein­
mal wiederholt werden. 

(2) Eine nicht bestandene Feststellungs-, Ergänzungs- oder An­
erkennungsprüfung kann nur einmal und in der Regel an dem­
selben Studienkolleg wiederholt werden. Fehlversuche an an­
deren Studienkollegs sind anzurechnen. 

§ 17 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „ungenügend“ bewertet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat einen für sie oder ihn 
bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder 
von der Prüfung ohne triftigen Grund zurücktritt. 

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemach­
te Grund muss unverzüglich schriftlich beim Prüfungsaus­
schuss angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank­
heit ist innerhalb von drei Tagen ein ärztliches Attest 
vorzulegen. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind 
in diesem Fall anzurechnen. 

(3) Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das Ergebnis 
seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betref­
fende Prüfungsleistung mit „ungenügend“ bewertet. 

(4) Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ord-
nungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von den Auf­
sicht Führenden von der Prüfung ausgeschlossen werden; in 
diesem Fall wird die Prüfungsleistung mit „ungenügend“ be­
wertet. 

(5) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfungs-
leistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändi­
gung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss die 
Feststellungsprüfung für nicht bestanden erklären. Der Kandi­
datin oder dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gele­
genheit zur Äußerung zu geben. Das ausgehändigte Zeugnis ist 
einzuziehen. 

§ 18 
Leistungsbewertung während der Ausbildung 

(1) In jedem Pflicht- und angebotenen Zusatzfach wird in je­
dem Semester eine Klausur im Umfang von zwei Zeitstunden 
geschrieben. Im Fach Deutsch werden je Semester zwei Klau­
suren geschrieben. Darüber hinaus erfolgt eine Leistungsbe­
wertung in Form von Kurzarbeiten, mündlichen und prakti­
schen Leistungen. 

(2) Erreichen Studierende am Ende des ersten Semesters nicht 
in allen Fächern mindestens mit „ausreichend“ bewertete Leis­
tungen, bleiben die folgenden Entscheidungsmöglichkeiten ge­
wahrt: a) Nachklausur bei nicht ausreichenden Leistungen in 
nur einem Fach, b) Wiederholung des Semesters, c) leistungsbe­
dingter Ausschluss, wenn der Kollegiat in mehreren Fächern 
mangelhafte oder ungenügende Semesterleistungen erreicht hat. 
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Abschnitt 3 
Feststellungsprüfung 

§ 19 
Zweck der Prüfung 

Die Studierenden weisen in der Feststellungsprüfung nach, 
dass sie die sprachlichen, fachlichen und methodischen Vo­
raussetzungen für ein Studium an deutschen Hochschulen in 
den Studiengängen erfüllen, die dem jeweiligen Schwerpunkt­
kurs zugeordnet sind. 

§ 20 
Umfang der Feststellungsprüfung 

(1) Die Feststellungsprüfung besteht aus einem schriftlichen 
und aus einem mündlichen Teil. Beide Prüfungsteile sind 
innerhalb eines Prüfungszeitraumes abzulegen, soweit nicht ein 
Fall im Sinne des § 21 Abs. 2 vorliegt. 

(2) Die schriftliche Prüfung ist in den Fächern, die in der für 
den angestrebten Studiengang maßgeblichen Stundentafel ge­
mäß Anlage 1 festgelegt sind, abzulegen. Die mündliche Prü­
fung kann in den Fächern der schriftlichen Prüfung sowie ei­
nem weiteren Fach abgelegt werden. 

(3) Studierende, die das Studienkolleg besucht haben und die in 
den Fächern der schriftlichen Prüfung die Vornote bestätigen, 
werden von der mündlichen Prüfung in diesen Fächern befreit. 
Bestätigt die Note der schriftlichen Prüfung nicht die Vornote, 
so kann nach Beratung im Prüfungsausschuss auf eine mündli­
che Prüfung verzichtet werden, wenn eine eindeutige Festle­
gung der Endnote aus Vornote und Prüfungsnote möglich ist. 

(4) Studierende des Schwerpunktkurses T können auf Antrag 
von der schriftlichen und mündlichen Prüfung im Fach 
Deutsch befreit werden, wenn sie einen der Abschlüsse nach 
§ 7 Abs. 3 nachweisen. 

§ 21 
Meldung und Zulassung zur Feststellungsprüfung 

(1) Studierende, die das zweite Semester am Studienkolleg ab­
solviert haben, melden sich spätestens zwei Wochen vor Be­
ginn der schriftlichen Prüfung bei der Leiterin oder dem Leiter 
des Studienkollegs schriftlich zur Feststellungsprüfung an. Sie 
sind zuzulassen, wenn 

1.	 die Angabe des Studiengangs, in dem das Fachstudium 
beabsichtigt ist, und die Fächer, in denen die Prüfung abge­
legt werden soll, vorliegen und 

2.	 die aus den im zweiten Semester benoteten Leistungen in 
jedem belegten Fach gebildete Vornote mindestens „ausrei­
chend“ lautet. 

(2) Auf schriftlichen Antrag können Studierende am Ende des 
ersten Semesters am Studienkolleg in einem Fach oder in meh­
reren Fächern an der Feststellungsprüfung teilnehmen, wenn 
ein erfolgreicher Abschluss zu erwarten ist. Die Studierenden 

melden sich gemäß Absatz 1 Nr. 1 zur Feststellungsprüfung an. 
Die Entscheidung über die Zulassung trifft der Prüfungsaus­
schuss auf der Grundlage der im ersten Semester benoteten 
Leistungen und gebildeten Vornoten in den jeweiligen Fächern. 
Die in der Feststellungsprüfung erzielte Note wird bei der Er­
mittlung der Gesamtnote gemäß § 23 Abs. 4 berücksichtigt. 
Wird die vorgezogene Feststellungsprüfung insgesamt oder in 
einzelnen Fächern nicht bestanden, gilt sie als nicht abgelegt 
(Freiversuch). 

(3) Bewerberinnen und Bewerber für die Feststellungsprüfung, 
die das Studienkolleg nicht besucht haben (externe Prüfung), 
melden sich spätestens acht Wochen vor Beginn der schrift­
lichen Prüfung bei der Leiterin oder dem Leiter des Studien­
kollegs zur Feststellungsprüfung an. Die Zulassung erfolgt 
durch den Prüfungsausschuss, wenn 

1.	 die Voraussetzungen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 und 

2.	 die Angabe des Studiengangs, in dem das Fachstudium be­
absichtigt ist, und die Fächer, in denen die Prüfung erfol­
gen soll, 

vorliegen. 

(4) Kandidatinnen und Kandidaten, die bereits zweimal die 
Feststellungsprüfung nicht bestanden haben, werden nicht zur 
Feststellungsprüfung zugelassen. Fehlversuche an anderen Stu­
dienkollegs werden angerechnet. 

§ 22 
Zulassung zur mündlichen Prüfung 

(1) Studierende des Studienkollegs, die im Ergebnis der 
schriftlichen Prüfung in zwei Fächern ein arithmetisches Mittel 
aus Vornote und Prüfungsnote schlechter als „ausreichend“ er­
reichen, werden zur mündlichen Prüfung nicht zugelassen. Die 
Feststellungsprüfung ist nicht bestanden. 

(2) Externe werden zur mündlichen Prüfung nicht zugelassen, 
wenn sie in mehr als einem Fach in der schriftlichen Prüfung 
die Note „mangelhaft“ oder „ungenügend“ erreicht haben. 

§ 23 
Feststellung der Prüfungsergebnisse, Zeugnis 

(1) Nach Abschluss der mündlichen Prüfung wird für jedes 
Fach die Endnote aus dem arithmetischen Mittel der Vornote 
und der Note der schriftlichen und der mündlichen Prüfung ge­
bildet. Die Einzelnoten werden nicht gewichtet. In den Fä­
chern, in denen nur schriftlich oder nur mündlich geprüft wur­
de, ergibt sich die Endnote zu gleichen Teilen aus der Vornote 
und der Prüfungsnote. Ist hierdurch keine eindeutige Festle­
gung möglich, entscheidet der Prüfungsausschuss. In den Fä­
chern, in denen keine Prüfung abgelegt wurde, ist die Vornote 
die Endnote. 

(2) Wird die Feststellungsprüfung extern abgelegt, wird bei der 
Bildung der Endnote die Note der schriftlichen Prüfung dop­
pelt, die der mündlichen Prüfung einfach gewichtet. 
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(3) Der Prüfungsausschuss stellt das Ergebnis der Feststel­
lungsprüfung fest. Sie ist bestanden, wenn die Endnoten in al­
len Fächern mindestens die Note „ausreichend“ ausweisen. Ei­
ne „mangelhaft“ lautende Endnote in einem Fach kann durch 
zwei mit „gut“ oder drei mit „befriedigend“ bewerteten Fä­
chern ausgeglichen werden. 

(4) Der Prüfungsausschuss bildet die Gesamtnote als arithmeti-
sches Mittel aus den Endnoten der einzelnen Fächer. Dabei 
wird nur die erste Dezimalstelle nach dem Komma berücksich­
tigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

(5) Über die bestandene Feststellungsprüfung wird ein Zeugnis 
gemäß Anlage 2 ausgestellt. Bei Nichtbestehen der Feststel­
lungsprüfung wird eine Bescheinigung über den Besuch des 
Studienkollegs ausgestellt, die erkennen lässt, dass die 
Feststellungsprüfung nicht bestanden wurde. 

§ 24 
Ergänzungsprüfung 

(1) Eine Ergänzungsprüfung können Studierende ablegen, die 
die Feststellungsprüfung bestanden haben, aber das Studium in 
einem Studiengang aufnehmen wollen, auf den sie im absolvier­
ten Kurs nicht vorbereitet wurden. Mit Zustimmung der aufneh­
menden Hochschule kann die Ergänzungsprüfung am Studien­
kolleg abgelegt werden. Die Ergänzungsprüfung bezieht sich 
auf diejenigen Fächer des Schwerpunktkurses, in denen im Hin­
blick auf den neu gewählten Studiengang bisher keine Prüfung 
abgelegt wurde oder höhere Anforderungen gestellt werden. 

(2) Über die bestandene Ergänzungsprüfung wird ein Zeugnis 
gemäß Anlage 3 ausgestellt. 

Abschnitt 4 
Anerkennungsprüfung 

§ 25 
Antrag auf Zulassung zur Anerkennungsprüfung 

Der schriftliche Antrag auf Zulassung zur Anerkennungsprü­
fung muss mindestens acht Wochen vor dem Beginn der 
schriftlichen Prüfung beim Studienkolleg der Universität Pots­
dam vorliegen. In dem Antrag ist der gewählte Studiengang an­
zugeben. Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet der Prü­
fungsausschuss, der auch die Fächer festlegt, in denen die 
Prüfung abzulegen ist. 

§ 26 
Umfang der Anerkennungsprüfung 

(1) Fächer der schriftlichen und mündlichen Prüfung sind die
in der für den angestrebten Studiengang maßgeblichen Stun­
dentafel des jeweiligen Schwerpunktkurses ausgewiesenen Fä­
cher sowie eine Fremdsprache. 

(2) Von einer mündlichen Prüfung wird abgesehen, wenn in al­
len Fächern der schriftlichen Prüfung mindestens ausreichende 
Leistungen erreicht wurden. 

(3) Zur mündlichen Prüfung ist durch den Prüfungsausschuss
zuzulassen, wer in nicht mehr als in einem Fach der schrift­
lichen Prüfung „mangelhaft“ oder „ungenügend“ erbracht hat. 

§ 27 
Feststellung des Prüfungsergebnisses, Zeugnis 

(1) In den Fächern, in denen schriftlich und mündlich geprüft 
wurde, haben beide Prüfungsnoten das gleiche Gewicht. Ist 
hierdurch keine eindeutige Festlegung möglich, entscheidet der 
Prüfungsausschuss. Entfällt in einem Fach die mündliche Prü­
fung, ist die Note der schriftlichen Prüfung die Endnote. 

(2) Der Prüfungsausschuss beschließt über das Ergebnis der 
Anerkennungsprüfung. Sie ist bestanden, wenn in allen Fä­
chern mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden 
oder eine mangelhafte Leistung durch eine befriedigende Leis­
tung in einem anderen Fach bei ansonsten ausreichenden Leis­
tungen ausgeglichen wird. 

(3) Über die bestandene Anerkennungsprüfung wird ein Zeug­
nis gemäß Anlage 4 ausgestellt. 

Abschnitt 5 
Schlussbestimmungen 

§ 28 
Folgeänderung 

Die Ordnung über das Studienkolleg der Universität Potsdam 
(Kollegordnung) vom 27. Juli 1995 (Amtliche Bekanntma­
chungen der Universität Potsdam, Nr. 6 S. 98) ist auf der 
Grundlage dieser Verordnung neu zu fassen. 

§ 29 
Übergangsbestimmung 

Bereits im M-Kurs des Studienkollegs (Vorbereitung auf me­
dizinische, biologische und agrarwissenschaftliche Studiengän­
ge) immatrikulierte Studierende schließen ihre Ausbildung ein­
schließlich der Wiederholungsmöglichkeiten ordnungsgemäß ab. 

§ 30 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Wintersemester 2002/2003. 

(2) Gleichzeitig tritt die Feststellungsprüfungsverordnung vom 
27. Juli 1993 (GVBl. II S. 608), geändert durch Verordnung 
vom 15. November 1995 (GVBl. II S. 710), außer Kraft. 

Potsdam, den 12. März 2002 

Die Ministerin für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur 

Prof. Dr. Johanna Wanka 
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Anlage 1: Stundentafeln der Schwerpunktkurse 

Schwerpunktkurs T 

Vorbereitung auf technische, mathematische und naturwissenschaftliche Studiengänge 

Pflichtfächer 
Deutsch 8 - 12 Wochenstunden 
Mathematik und Informatik 8 - 12 Wochenstunden 
Naturwissenschaften (Physik/Chemie/Biologie) 8 - 12 Wochenstunden 

Zusatzfächer 
Informatik 2 Wochenstunden 
Darstellende Geometrie (Maschinenbau, 
Bauwesen, Architektur) 2 Wochenstunden 
Technisches Zeichnen (Elektrotechnik) 1 Wochenstunde 
Chemiepraktikum 2 Wochenstunden 
Elektrotechnik 2 Wochenstunden 
Englisch 2 Wochenstunden 

Fächer der schriftlichen Prüfung 
1. Deutsch 
2. Mathematik (einschließlich Informatik) 
3. Physik oder Chemie oder Biologie 

Schwerpunktkurs W 

Vorbereitung auf wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Studiengänge 

Pflichtfächer 
Deutsch 8 - 12 Wochenstunden 
Mathematik und Informatik 6 -  8 Wochenstunden 
Volkswirtschaftslehre 6 Wochenstunden 
Betriebswirtschaftslehre oder Englisch 4 Wochenstunden 
Geschichte/Geographie/Sozialkunde 2 -  4 Wochenstunden 

Zusatzfächer 
Betriebswirtschaftslehre 2 Wochenstunden 
Englisch 2 Wochenstunden 
Statistik 2 Wochenstunden 
Informatik 2 Wochenstunden 

Fächer der schriftlichen Prüfung 
1. Deutsch 
2. Mathematik 
3. Volkswirtschaftslehre/Betriebswirtschaftslehre 
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Schwerpunktkurs S 

Vorbereitung auf sprachliche Studiengänge (außer Deutsch) 

Pflichtfächer 
Deutsch 10 - 14 Wochenstunden 
Geschichte 4 - 6 Wochenstunden 
2. Fremdsprache	 6 Wochenstunden 
3. Fremdsprache oder Sozialkunde/Geographie 

oder Deutsche Literatur 4 - 6 Wochenstunden 

Zusatzfächer 
Mathematik/Informatik 4 Wochenstunden 
Deutsche Literatur 4 Wochenstunden 

Fächer der schriftlichen Prüfung 
1.	 Deutsch 
2.	 2. Fremdsprache 
3.	 Geschichte oder Sozialkunde/Geographie 

Sozialkunde/Geographie oder Deutsche Literatur 

Schwerpunktkurs G 

Vorbereitung auf geisteswissenschaftliche und künstlerische Studiengänge; Germanistik 

Pflichtfächer 
Deutsch 10 - 14 Wochenstunden 
Geschichte 4 - 6 Wochenstunden 
Deutsche Literatur bzw. Englisch 
für Fortgeschrittene 6 Wochenstunden 
Sozialkunde/Geographie 4 - 6 Wochenstunden 

Zusatzfächer 
Latein 4 Wochenstunden 
Englisch 4 Wochenstunden 
Französisch 4 Wochenstunden 
Mathematik/Informatik 4 Wochenstunden 

Fächer der schriftlichen Prüfung 
1.	 Deutsch 
2.	 Geschichte 
3.	 Deutsche Literatur bzw. Englisch oder Sozialkunde/Geographie 

(Englisch nicht für Studienbewerberinnen und Studienbewerber der Germanistik) 
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Anlage 2: Muster des Zeugnisses über die Feststellungsprüfung 

Frau/Herr 

geboren am in 
(Stadt und Land) 

besitzt folgende(n) Bildungsnachweis(e): 

Sie/Er hat - das Studienkolleg besucht und - *) die Feststellungsprüfung am Studienkolleg 
in am 

gemäß den Anforderungen des Schwerpunktkurses 
(Kursbezeichnung) 

bestanden. 

Diesem Zeugnis liegt die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung  am Studienkolleg vom ..... (GVBl. II S. ...) zugrunde. 

Die Leistungen in den Prüfungsfächern sind wie folgt beurteilt worden:


Deutsch 

(schriftliches Prüfungsfach)


(schriftliches Prüfungsfach)


(schriftliches Prüfungsfach)


(weiteres Fach)


(weiteres Fach)


Sie/Er hat die Feststellungsprüfung mit der Durchschnittsnote  bestanden und damit ihre/seine Eignung zur Aufnahme 
eines Studiums an den Universitäten und gleichgestellten Hochschulen/an den Fachhochschulen in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland in den Studiengängen nachgewiesen, die dem oben genannten Schwerpunktkurs zugeordnet sind.


Dieses Zeugnis gilt nur in Verbindung mit dem/den oben bezeichneten Bildungsnachweis(en). Das Datum des Erwerbs der Hochschul­

zugangsberechtigung ist identisch mit dem Datum des Bestehens der Feststellungsprüfung.


, den 
(Dienstsiegel) Vorsitzende(r) des Prüfungsausschusses 

*) Bei Externenprüfung streichen. 
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Anlage 3: Muster des Zeugnisses über die Ergänzungsprüfung 

Frau/Herr 

geboren am in 
(Stadt und Land) 

besitzt folgende(n) Bildungsnachweis(e): 

Sie/Er hat die Feststellungsprüfung am Studienkolleg 
in am 

gemäß den Anforderungen des Schwerpunktkurses 

und am die Ergänzungsprüfung 

gemäß den Anforderungen des Schwerpunktkurses 

bestanden. 

Die Leistungen in der Ergänzungsprüfung sind wie folgt beurteilt worden: 

Sie/Er hat die Ergänzungsprüfung mit der Durchschnittsnote bestanden und ihre/seine Eignung zur Aufnahme eines 
Studiums an den Universitäten und gleichgestellten Hochschulen/an den Fachhochschulen in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland auch in den Studiengängen nachgewiesen, die dem Schwerpunktkurs  zugeordnet sind. 

, den 
(Dienstsiegel) Vorsitzende(r) des Prüfungsausschusses 
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Anlage 4: Muster des Zeugnisses über die Anerkennungsprüfung 

Frau/Herr 

geboren am in 
(Stadt und Land) 

besitzt folgende(n) Bildungsnachweis(e): 

Sie/Er hat die Anerkennungsprüfung am Studienkolleg 
in am 

gemäß den Anforderungen des Schwerpunktkurses 


bestanden.


Die Leistungen in der Anerkennungsprüfung sind wie folgt beurteilt worden:


Sie/Er hat die Anerkennungsprüfung mit der Durchschnittsnote bestanden und ihre/seine Eignung zur Aufnahme 
eines Studiums an den Universitäten und gleichgestellten Hochschulen/an den Fachhochschulen in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland in den Studiengängen nachgewiesen, die dem Schwerpunktkurs zugeordnet sind. 

, den 
(Dienstsiegel) Vorsitzende(r) des Prüfungsausschusses 
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Anlage 5: Zuordnung der Studiengänge zu den Schwerpunktkursen 

Studiengang Schwerpunktkurs 

Allg. u. Theoret. Sprachwissenschaft G 

Anglistik/Amerikanistik S 

Animation G 

Arbeitslehre/Arbeitswiss. T 

Architektur/Architektur u. Städtebau T 

Archivwesen G 

Bauingenieurwesen/Bauwesen T 

Betriebswirtschaft/BWL/IBWL W 

Bibliothekswesen G 

Biochemie T 

Biologie T 

Chemie T 

Chemieingenieurwesen T 

Computerlinguistik G 

Design G 

Dokumentationswesen G 

Dramaturgie G 

Elektrotechnik T 

Ernährungswissenschaft T 

Erziehungswissenschaft G 

Forstwirtschaft T 

Französische Philologie S 

Geologie T 

Geoökologie T 

Geophysik T 

Germanistik G 

Geschichtswissenschaft G 

Griechische Philologie S 

Holztechnik T 

Informatik T 

Italienische Philologie S 

Jüdische Studien G 

Kamera G 

Kulturarbeit G 

Kulturwissenschaft G 

Landschaftsnutzung u. Naturschutz T 

Lateinische Philologie S 
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Studiengang Schwerpunktkurs 

Logistik T oder W  

Maschinenbau T 

Mathematik T 

Mineralogie T 

Musik/Musikpädagogik G 

Patholinguistik G 

Philosophie G 

Physik T 

Physikalische Ingenieurwissenschaft T 

Politikwissenschaft G oder W  

Produktion G 

Psychologie G 

Rechtswissenschaft W oder G 

Regie G 

Restaurierung T 

Schnitt G 

Slavistik S 

Sozialarbeit/Sozialpädagogik W oder G 

Soziologie W oder G 

Spanische Philologie S 

Sportwissenschaft G 

Stadt- u. Regionalplanung T 

Technik/Technologie T 

Ton T 

Umweltingenieurwesen/ 

Verfahrenstechnik/Umweltwissensch. T 

Versorgungstechnik T 

Verwaltungswissenschaft W oder G 

Verwaltung und Recht W oder G 

Volkswirtschaftslehre W 

Wirtschaft und Recht W oder G 

Wirtschaftsinformatik W oder T  

Wirtschaftsingenieurwesen T oder W  

Wirtschaftsmathematik T oder W  
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Fünfte Verordnung zur Übertragung der Befugnis 
für den Erlass von Rechtsverordnungen 

zur Festsetzung von Naturschutzgebieten 
und Landschaftsschutzgebieten 

Vom 25. März 2002 

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Satz 1 des Landesorganisationsgeset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. September 
1994 (GVBl. I S. 406), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. Juni 2000 (GVBl. I S. 90), in Verbindung mit § 21 Abs. 1 
Satz 3, § 22 Abs. 2 und § 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 (GVBl. I S. 208) 
verordnet der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung: 

§ 1 

(1) Die Befugnis des für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Fachministers zum Erlass von Rechtsverordnun­
gen zur Festsetzung von Naturschutzgebieten und Landschafts­
schutzgebieten nach § 21 Abs. 1 und § 22 Abs. 2 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes wird 

1.	 für das im Landkreis Uckermark geplante Landschafts­
schutzgebiet „Unter-Uckersee“ auf den Landkreis Ucker­
mark als untere Naturschutzbehörde, 

2.	 für die im Landkreis Märkisch-Oderland geplanten Natur­
schutzgebiete 

a) „Matheswall/Schmielensee“

b) „Lietzener Mühlental“

c) „Treplin-Alt Zeschdorfer Fließtal“


und die dort geplanten Landschaftsschutzgebiete 

a) „Odervorland Groß-Neuendorf-Lebus“ 
b) „Seenkette des Platkower Mühlenfließes/Heideland-

schaft Worin“ 
c) „Trepliner Seen, Booßener und Alt Zeschdorfer Müh­

lenfließ“ 
d) „Oderhänge Seelow-Lebus“ 

auf den Landkreis Märkisch-Oderland als untere Natur­
schutzbehörde, 

3.	 für das in der kreisfreien Stadt Cottbus geplante Natur­
schutzgebiet „Fuchsberg“ auf die kreisfreie Stadt Cottbus 
als untere Naturschutzbehörde 

übertragen. 

(2) Die Befugnis des für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständigen Fachministers zur Aufhebung oder Änderung von 
Rechtsverordnungen nach § 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes wird 

1. 	für die im Landkreis Teltow-Fläming gelegenen Land­
schaftsschutzgebiete 

a) „Großer Zeschsee“

b) „Der Lange Horstberg“


auf den Landkreis Teltow-Fläming als untere Naturschutz­
behörde, 

2. 	 für das in den Landkreisen Märkisch-Oderland und Oder-
Spree gelegene Landschaftsschutzgebiet „Madlitz-Falken-
hagener Seengebiet“ hinsichtlich des im Landkreis Mär-
kisch-Oderland befindlichen Teils auf den Landkreis 
Märkisch-Oderland als untere Naturschutzbehörde 

übertragen.  

§ 2 

(1) § 1 der Ersten Verordnung zur Übertragung der Befugnis 
für den Erlass von Rechtsverordnungen zur Festsetzung von 
Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten vom 
8. Januar 1996 (GVBl. II S. 51) wird wie folgt geändert: 

1.	 In Absatz 1 Nr. 7 wird die Angabe „i)  „Silberberge“ “ ge­
strichen. 

2.	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Befugnis des für Naturschutz und Landschafts­
pflege zuständigen Fachministers zur Aufhebung von 
Rechtsverordnungen nach § 78 Abs. 1 Satz 5 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes wird für das im Landkreis 
Oberspreewald-Lausitz gelegene Naturschutzgebiet „Kes­
selschlucht“ auf den Landkreis Oberspreewald-Lausitz als 
untere Naturschutzbehörde übertragen.“ 

(2) § 1 der Zweiten Verordnung zur Übertragung der Befugnis 
für den Erlass von Rechtsverordnungen zur Festsetzung von 
Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebieten vom 
4. Juni 1997 (GVBl. II S. 485) wird wie folgt geändert: 

1.	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Nummer 5 wird gestrichen. 

b)	 In Nummer 8 werden die Angaben „a) „Münchwer­
der“ “, „c) „Pelze“ “ und die Wörter „und das dort ge­
plante Landschaftsschutzgebiet „Breites Bruch und 
Schmerzker Busch“ “ gestrichen. 

c)	 In Nummer 9 wird die Angabe „a) „Booßener Teich­
landschaft“ “ gestrichen. 

2.	 Absatz 3 wird aufgehoben. 
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§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 25. März 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 

Umweltschutz und Raumordnung


Wolfgang Birthler 
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